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Oie Lohnbewegung
'Jm Vordergrund der gewerkschaftlichen Aufgaben steht die
^ »ewegung . In den letzten Wochen liest man es wieder täglich
,j Zeitungen , die Metallarbeiter , die Holzarbeiter , die Braue -
H rdeiter , die Straßenbahner , die Bergarbeiter oder ionst eine

von Arbeitern machen eine Lohnbewegung. Was heißt
, Natürlich eine Bemühung um Erhöhung des Lohnes . Doch

>st die Frage noch nicht geklärt . Unter Lohnbewegung ver-
Man heute nicht die Bemühungen eines einzelnen Arbeiters

.. . irrhvhung seines Einkommens , sondern die gemeinsamen Be-
^ Men der Arbeiter , vertreten durch die Gewerkschaften , aus
» ."cher Grundlage eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen

Zeichen .
atze gebt die Sache praktisch vor sich ? Ein Tarifvertrag

von den Arbeitern gekündigt worden. Kurz vor Ablaut
Vertrages werden neue Forderungen eingereicht. Ueber diese
lh,

" ungen finden zunächst Verhandlungen zwischen den Dertre -
bl ?er Gewerkschaften und den Vertretern der - Unternebmer -

VMotionen statt . Die Vertreter der Gewerkschaften begründen
^

«»Here Lohnforderung oder die geforderte Verkürzung der Ar¬
beit . Selbstverständlich gehört zur Begründung einer Lohn-
„ " stng oder einer Arbeitszeitverkürzung eine genaue Kenntnis

Klrtschaftlichen Verhältnisse in den Betrieben .^uf der anderen Seite pflegen die llnternebmervertreter dar -
id en . daß die Geschäftslage keine gute fei . oder daß starke Ver¬
zierung bald in Aussicht stände. Sie versuchen nachzuweisen ,
^ ®enn die neuen Forderungen erfüllt werden müssen , die Kon-
i^ zfahigkeit der in Betracht kommenden Industrie in Frage

,J «s dem Hin und Her der Verhandlungen , die oft sehr lange
i InNL öeigt sich, ob den Arbeitern Zugeständnisse gemacht , oder

unter allen Umständen abgewiesen werden. Im ersteren
wird sich Herausstellen, wie hoch die Zugeständnisie sind . Die

>,hl"^kseite wird prüfen , ob sie mit den Zugeftändnisien der Unter«
zufrieden sein kann. Es ist möglich , daß , falls beide Seiten

Aacht haben , ein neuer Vertrag sofort abgeschlosien wird . Gebt
L»llmachb der Unternebmerseite nicht soweit, und haben auch

!» ^ sbeitervertreter noch nicht die Zustimmung ihrer Instanzen .
lediglich das Verbandlungsergebnis festgestellt , und beide

üt, behalten sich bis zu einem bestimmten Termin eine desini-
^ rklärung vor.

Î Mzwischen berichten die Gewerkschaftsvertreter der Funktionär -
^ sön» oder Mitgliederversammlung und stellen die Meinung

Mitglieder fest.
anderen Falle werden die Arbeiter sich natürlich mit dem

»itzUs nicht zufrieden geben. Sie werden entweder zunächst
«! ,Michter anrufen , um einen Schiedsspruch zu veranlassen , den
«dkMverständlich auch im ungünstigen Falle ablehnen können ,
V beschließen den Streik . Ein Streik wird aber nur dann be-

menn sich alle Möglichkeiten »u einer anderen Regelung
t haben ; denn selbst wenn der Kampf glücklich ausgeht^ so
ch grobe Opfer der Arbeiter und ihrer Familienangehörigen

» .u>n ihn zu fiibren.
wesentlich« Voraussetzung einer Lohnbewegung ist ein

< . Organis « tionsverkältnis der Arbeiter . Wir
der letzten Zeit mehrere Beispiele dafür gehabt , wie unier -

?'t . *3) eine solche Bewegung ausgeht . Dis Berliner Holzarbeiter ,
organisiert sind , haben durch einen Schiedsspruch obne we-

siJen Kampf fast ibre gesamte Forderung durchgesetzt . Der
er stellte bei Abfassung seines Schiedsspruches selbstuer-° das gute Organisationsoerbältnis in erster Linie tn Rech-§
Er wußte genau , im anderen Falle kommt es sicher zum
der von den Holzarbeitern gewonnen wird . Auch die Unter -

^ As.eite hatte dieselbe Ueberzeugung, deshalb stimmte sie dem
, »^ vruch ebenfalls zu . _ . - .. .. .
f*stl? r,oere Gruppen haben in der letzten Zeit Schiedssprüche be-
V * . die nur sebr unwesentliche Nerbesierungen für die Ar-

brachten . Warum ? Weil es stadtbekannt war . daß der
» » Teil der Arbeiterschaft dieser Gruppen nicht organisiert war .'
^ ^ llnrpf war also nicht zu befürchten. Darum mußten sich diese

. * .et mit dem ungünstigen Schiedsspruch abfinden .
Dinge lehren uns eindringlich , wie notwendig eine

% J gewerkschaftliche Organisation ist . Ohne
M >t an eine Verbesierung der Lebenslage der Arbeiterschaft
k ' J, denken . Wer also sein ganzes Bestreben und seine ganze
^ ">th ^ dt für die Stärkung des Verbandes , dient nicht nur der

eit, sondern auch sich selbst und seiner Familie .

^
Unsere Arbeit

^ ^ . Bezirksausschuß der Sozial . Arbeiterjugend befaßte sich in
I ^ ? ^bung am 30. September mit der Winterarbeit in den Krei -

^ rtsvereinen . Die Sozialistische Arbeiter -Jugend in allen
" >" en bietet sich den Ortsleitungen der Partei zur Mit -

? »Ni>
" ^ r vom 21 .— 29. Oktober stattfindenden Werbewoche
Möchte an der am 21 . Oktober stattfindenden Feier anläß -
. bstiabrigen Wiederkehr der Verkündung des Sozialisten -' ^ ' kken

Kräften mit Gesang, Sprechchor oder Rezitation

^ iô sschere Beachtung verdient der 10 . Jahrestag der Revo-
?\

'
s r die Partei bereits Feiern festgesetzt, stehe» wir zur

^ j
??staltung der Programme zur Verfügung In manchen

es durchaus möglich , daß Partei und Jugend gemeinsam
JC ** *>ut $ fü6ren . Dies ist ganz besonders da zu empfehlen,^ ine Gedenkfeiern geplant sind und von der S .A .I . nun

" Erden .
k? it [ wichtige Frage ist die Gewinnung der an Ostern die
t°eij ^ ..Ve rlasse nd e n . Mit der eigentlichen Agitations -
?« i>» il » " En wir noch dieses Jaür beginnen . Ein gutes Verbält -
» -tn Partei und Jugend ist durch unsere Mitarbeit an den
V8 8ün ?+- der Lkerbewoche vorhanden , so daß eine für unsere Wer-

ty '
ünt -ae Situation herrscht und eine systematische Vermehrung

A ’ft ^ mlederstandes in den Ortsvereinen durchaus möglich ist .
gemeinsamen Arbeiten mit der Partei muß die gute

Ney ". E.n a r be i t mit den K i n d c r f r eu n de n und deren
« emeinsamen Arbeiten mit der Partei muß die gute

^ kn a r b e i t mit den K i n d c r f r e u n d e n und deren
(v ' n ttrnfVc ’ ®rut,Den geben. Schon jetzt werden einige Ge -
: r ln 8et>

° Genossinnen im Einverständnis mit den Kinderkreunde-
sich denselben als Helfer zur Verfügung stellen . Der

V >;8b ^ rn °nc ist bei den „Roten Falken" ein gern gesehener
^ das Vertrauen der Kinder besitzt und an Ostern
b »g Ädrung der „Roteri Falken" reibungslos zu vollbringen

den Feiern , die möglichst vor Ostern anläßlich der
n? ^ lreunE „Roten Falken" zur S .A .I . gemeinsam von den
V 'M , E" und von uns veranstaltet werden, stellen sich andere
litt Äser für die nunmehr wieder bei uns als Helfer in

®ei^
E«ngruvven verbleibenden Eenosien den Kinderfreunden

s >ung . die Zusammenarbeit vertiefend und die Ueber-
Aqs darauffolgende Jahr vorbereitend .

sCiti st ?. .1'16 badische Bezirksjugendtag findet Ostern
|| t , 1V. . . » 4•. A Wau 4*wfrtVAUstatt . Freiburg wird der Höhepunkt unserer
S v ^ ih , öen - Viele der neu zu uns Kommenden werden zum

Schulzeit an diesem Jugeirdtag teilnehmen und wer-
?? begeisterte Genosien werden.

. <>!»? * ttn/ e Konzentration unserer Arbeit aus die Jüngeren^ ?ndjg, ein Wort an die Aelteren in den'
Achten : „Rach

' unserem Verbandsstamt können Mit -^ nur Jugendliche bis zum 20. Iabre sein . RachE-A .I .

Vor demSozialistengesetz
Von Paul Kampfsmeyer

In das wirkliche Verständnis ses Sozialistengesetzes dringt
man nur dann ein, wenn man sich einen klaren Begriff von dem
Wesen der Sozialdemokratie und von dem Charakter oes preußisch -
deutschen Obrigkeitsstaates bildet Ferdinand Lasialle hatte im
Iabre 1863 die Sozialdemokratie als eine revolutionäre
Partei ins Leben gerufen . Diese setzte sich den Zweck , die kavi ^
talistische Wirtschaft durch die sozialistisch -genossenschaftliche zu er¬
setzen , und zwar durch das revolutionäre Mittel der politischen
Machieroberuna durch die Arbeiterklasse. Der Arbeiterstaat sollte
den bürgerlichen Klassenstaat ablösen und die Produktionsmittel
in den gesellschaftlichen Besitz überführen Das sozialistische Ziel
konnte nur durch die Ueberwindung des bestehenden Staates er¬
kämpft werden. Dieser Staat barte aber in Preußen -Deutschland
ein ausgesprochen obrigkeitliches Gepräge . Der „souveräne"
Staatsbürger befand sich in dem ausschlaggebenden Bundesstaate
Preußen noch im Keimzustand, er war noch ganz von dem Unter¬
tan überschattet. Das Preußische Abgeordnetenhaus war als ge¬
setzgebende Macht nur e i n Faktor neben anderen , die Armee und
der ganze Beamtenavvarat war königlich . Das Abgeordnetenhaus
selbst ruhte auf der Grundlage des Dreiklassenwahlrechts. Der
Adel besaß in der Verwaltung kein rechtliches , wobl aber noch ein
tatsächliches Vorrecht. Justiz und Verwaltung waren durch das
Schwergewichr der auf ihnen lastenden Krone stark politisiert .
Selbst die entschieden bürgerlich-Liberalen waren als bobe Regie¬
rungsbeamte unmöglich.

Bismarck erkannte nun , daß die politischen und ökonomi¬
schen Erundforderungen der sozialen Demokratie hart mit den eigen¬
artigen Existenzbedingungen des preußischen Obrigkeitsstaates zu-
sammenstietzen . Diesen Staat selbst sab er als einen festen , nicht
umwandlungsfähigen Kristall an . Sein sonst so weittragender
Blick erfaßte nicht den ungeheuren revolutionären Prozeß , in dem
sich die tragenden Mächte des Staates : die Wirtschaft und die Ge¬
sellschaft befanden. Die an sich sebr starken ökonomiichen und poli¬
tischen Machtmittel des preußischen Staates batten ibm den falschen
Glauben eingeflößt , dieser Staat könnte sich gegenüber den wirt¬
schaftlichen und gesellschaftlichen Mächten behaupten und eine auf¬
steigende soziale Klasse /mit Hilfe der Gesetzgebung , Verwaltung
und Justiz Niederhalten . Er schickte zuerst die Verwaltung und
Justiz gegen die in der Form der Sozialdemokratie aufmarschie¬
rende neue soziale Klasse : gegen ^ die Arbeiterklasse vor . Das
Reichskanzleramt im Bunde mit dem preußischen Innenministerium
drückt auf die sächsische Justiz und setzt den Hochverrats -
vrozeß gegen Bebel , Liebknecht und Hevner durch .
Am 17 . Dezember 1870 werden diese drei Führer der Sozialdemo¬
kratischen Arbeiterpartei Deutschlands, die leitenden Männer des
„Dolksstaats " verhaftet . In der Person ihrer Führer wird gleich¬
sam schon dieser Partei der Hochverratsprozeß gemacht .

Der Prozeß selbst wird in seiner ganzen Richtung und Form
durch den Ausbruch der sozialen Revolution der Pariser Kom¬
mune mitbestimmt . Bebel erklärt im Reichstag , der Kommune¬
aufstand sei nur ein kleines Vorpostengefecht in dem großen
Emanzipationskampfe der Arbeiterschaft. Krieg den Palästen ,
Friede den Hütten , Tod der Not und dem Müßiggang werde, bald
der Schlachtruf des gesamten Proletariats sein .

Die blutige Tragödie der Kommune leitet einen allgemeinen
Feldzug Frankreichs , Spaniens , Deutschlands, Oesterreichs. Italiens
gegen die Internationale ein , der man fälschlicherweise die Ur¬
heberschaft an diesem im wesentlichen blanquistschen Aufstand zu¬
schiebt . Die damalige europäische Aktion, die aut ein Verbot der
Presse- und Vcreinstätigkeit der sozialistischen Internationale los-
steuert, wird vor allem von Jules Favre vorwärtsgetrieben . Bis¬
marck lehnt sich nun in seinem Kampfe gegen den internationalen
Sozialismus weniger an Frankreich als an Oesterreich an . Er
vereinbart in Eastein mit Oesterreich eine Konferenz, die soge¬
nannte ö st e r r e i ch i s ch- v reußische Arbeiterkonserenz ,
in der er seinen Hauptschlag nicht so gegen die internationale , als
gerade gegen die deutsche Sozialdemokratie lübren will . Am
7 . November 1872 tritt diese Konferenz in Berlin zu>ammen. Bis¬
marck läßt auf dieser preß- und vereinsgesetzlich « Bestimmungen
vorschlagen , die die sozialdemokratischen und katbolisch - sozialen
Blätter und Vereine vollständig knebeln sollen . Bismarck legt
dann stm Frühjahr 1873 ein Pressegesetz dem Bundesrat vor , das
sich gerade als ein Ausnahmegesetz gegen die Sozialdemokratie dar¬
stellt . Eine scharfe sozialistische Kritik der Familie , des Eigentums ,
der staatlichen Ordnung sollte durch die Acnderung der Pressegesetz¬
gebung unmöglich gemacht werden. Der deutsche Kaiser Wil¬
helm l . nahm selbst wesentlichen Anteil an den Bestrebungen , die
Sozialdemokratie durch ein reaktionäres Presse- und Vereinsgesetz
unmöglich zu machen . Am 28. Januar 1876 vertrat der preußische
Innenminister Graf zu Eulenburg im Reichstag eine Verschärfung

des 8 130 des Strasgeietzduches, die ebenfalls den Geist eines Aus¬
nahmegesetzes gegen die Sozialdemokratie atmete . Der verschärfte
8 130 lautete nämlich : „Wer in einer den öffentlichen Frieden ge¬
fährdenden Weise verschiedene Klassen der Bevölkerung gegen¬
einander aufreizt , oder wer in gleicher Weise die Institute der Ehe,
der Familie oder des Eigentums durch Rede oder Schrift angreift ,wird mit Gefängnis bestraft .

" Der neue Paragraph , so behauptete
Eulenburg , der preußische Innenminister , erwiese sich als not¬
wendig, sollte es nicht dazu kommen , daß „die Flinte schiebt und
der Säbel haut " Diesen Angriff der Reichsregierung auf die
staatsbürgerliche Freiheit der Kritik schlug der Deutsche Reichstag
mir überwältigender Mehrheit ab.

Die preußische Regierung besann sich nun auf ihre polizeilichen
Machtmittel zur Niederhaltung der Sozialdemokratie . Das reaktio¬
näre Vereinsgesetz wurde in ganz einseitig -parteiischer Form ange¬
wendet, um die lokalen Mitgliedschaften des von Lassalle gegrün¬
deten Arbeitervereins aufzulösen. Den Regierungspräsidenten
schärften ministerielle Zirkulare die strengste Anwendung der Ge¬
setze ein . Parteiische Erkenntnisse gegen sozialdemokratische Agi¬
tatoren und Redakteure wurden von dem Justizminister Preußens
versandt und ermunterten die Staatsanwälte und Richter zu den
gewagtesten Auslegungen der bestehenden Gesetze, Und so wur¬
den denn Verwaltung und Justiz in geradezu empörender Weise
politisiert . Der Kampf der Regierung und Gerichte gegen die
Sozialdemokratie entwickelte sich zu einem politischen Macht¬
kampf .

Diese Partei wuchs mit der mächtig aufstrebenden Kavital -
wirtschaft und der Klassenzersetzung der Gründeriabre riesig in die
Breite und Tiefe . Die Ausplünderung ganzer Volksklassen durch
die betrügerische Eründerwirtschaft kritisierte eindringlicher und
wirksamer das kapitalistische Eigentum als irgendeine scharfe sozial¬
demokratische Druckschrift oder eine agitatorische Rede . Die Sozial¬
demokraten erhielten bei der Reichstagswahl 1874 351 670 Stim¬
men, davon die Eisenacher (die Sozialdemokratische Partei Deutsch¬
lands ) 171 351 und die Lassalleaner (der Allgemeine Deutsche Ar¬
beiterverein ) 180 319 Stimmen . Die Erschütterung der wirtschaft¬
lichen und sozialen Struktur Deutschlands vermittelte den Arbei¬
tern kräftige und einheitliche sozialkritische Anschauungen. Diese
nahmen den beiden sozialdemokratischenRichtungen mehr und mehr
den Sektencharakter. Dazu kam , daß der Staat die gleichen Waffen
gegen b e i d e Parteien richtete. Der Staatsanwalt Tessendorf löste
sowohl die Eisenacher wie die Lassalleanische Organisation am .Beide Parteien sahen sich dem gleichen Feinde gegenüber , und der
Kamps gegen den gemeinsamen Feind einte taktisch und theoretisch
die Lassalleaner und Eisenacher. In Gotha gaben sie sich In den
Maitagen 1875 eine einheitliche Organisation und
ein einheitliches Programm .

Die Verschmelzung der sozialdemokratischen Parteien zu einer
Klassenpartei verdoppelte den Versolgungseifer des preußisch -
deutschen Obrigkeitsstaates gegen, die Sozialdemokratie . Der
Staatsanwalt Tessendorf zertrümmerte die Organisation der ge¬
einten Partei und erklärte jeder zentralistischen Organisation den
Krieg . Trotz aller staatsanwaltlichen Eingriffe in das Vereins¬
und Prcsseleben der Sozialdemokratie schießt diese Partei mächtig
empor. Sie vereinigte bei der Reichsiagswabl 1877 493 447 Stim¬
men auf ibre Kandidaten .

Die wachsende , gesetzlich arbeitende sozialdemokratische
Mas,envartei beunruhigte im bobcn Maße die deutschen Bundes¬
reglerungen . Schon vor den Attentaten erhoben einflußreiche Re-
glerungsbeamte , der preußische Handelsminister , der sächsische Kul -
tusminlster und der Oberpräsident von Schlesien ibre Stimmenfür ein Sozialistengesetz, für ein polizeiliches Sonder¬
gesetz gegen die Sozialdemokratie . Die bloße Existenz der Sozial¬
demokratie wird von ihnen als unvereinbar mit der Idee und mit
dem Zweck des Staates empfunden.

. . 1 1.-
dR " i 1878 gibt Hödel in Berlin Unter den Linden

ernige Schüsse in der Näbe des Kaisers ab , die so unüberlegt abge¬
feuert wurden , daß sie eigentlich nicht den Eindruck eines ernst¬
haften Attentats auf Wilhelm I . machten . Am 2 . Juni 1878 rich¬
tete Dr . Karl Nobiling seine Schrotflinte auk Wilhelm I . und
verwundete ihn schwer. Die Svießbürgerfurcht vor den sozial¬
demokratischen „Königemördern " benutzt Bismarck, um sich durch
eine Auflösung des Reichstags eine gefügige Mehrheit zu schaffen .
Die liberalen Fraktionen verloren bei den Wahlen etwa 40 Man¬
date auf Kosten der konservativen Parteien . Die Sozialdemokratie
büßte über 50 000 Stimmen ein , sie erhielt 437 158 Stimmen . Die
Nationalliberalen , früher Gegner des Sozialistengesetzes, fielen um,und so konnte dann Bismarck im Herbst 1878 sein fluchwürdiges
Ausnahmegesetz gegen die Sozialdemokratie durchsetzen , dessen Aus¬
wirkung schon mehrmals Erwähnung fand.

Vollendung des 20. Lebensjahres scheidet das Mitglied , sofern es
nicht z. Zt . eine Funktion bekleidet, aus ." Der über LOjäbrige hat
nun die Pflicht , seine in der Sozialistischen Arbeiter -Jugend ge¬
schulten Kräfte in den Dienst der Partei und der Gewerk¬
schaft zu stellen . Beiden ist ein geschulter Nachwuchs sehr erfor¬
derlich. Die Genossen und Genossinnen werde» nickst nur e ne
freundliche Aufnahme , sondern bei positiver Mitarbeit ein reiches
Betätigungsfeld finden . Gerade während der Merbewoche der
Partei ist eine günstige Gelegenheit geboten, die Parteimitglied¬
schaft zu erwerben und sich der Sozialdemokratie einzüreiben .

Aeußerst schwierig ist die Lösung der Leit erfrage . Durch
die lleberfübrung der Aelteren aus der S .A .I . zur Partei allein
kann eine umwälzende Acnderung in diesem Punkte nicht erwartet
werden. Eines aber steht fest : Die Funktion des Leiters erfährt
durch die Tatsache, sich nur mit 14— 17 - und 17—20iährigen be¬
schäftigen zu müssen , eine wesentliche Erleichterung . Bei der Be¬
handlung und Durchführung dieser Fragen entsteht den Kreislei¬
tungen insofern eine Ausgabe, als sie illr die Fühlungnahme der
einzelnen Ortsvereine untereinander , sei es durch Kurse für
Funktionäre und durch gemeinsames Bearbeiten einer Svezial -
fragc , sei es durch Veranstaltungen , die alle Mitglieder 4>er Orts¬
vereine emflj Kreises zusammenführen, in weit höherem Maße als
bisber zu sorgen haben.

Die Erfolge , die wir zu verzeichne » haben , und die Schwierig¬
keiten, die uns bei der Arbeit entstehen, weiden dann zu der schon
oft angeregten Leiter - Korresve» d !>>>, fsibren und darin ihren Ni "der-
schlag haben.

Eßchieüenes
Sachsens erste schwimmende Jugendherberge

stellt ein nach umfangreichen baulichen Veränderungen aus eurer
alten Elbzille entstandenes Herbergsschiff dar , das gegenwärtig
seinen Liegesitz in der Sächsischen Schweiz bei Königstein bat . An
den beiden Seiten des 58 .5 Meter langen und 7,50 Meter breiten
Schiffes befindet sich je ein Eingang , in der Mitte der Tagesraum .
Zum Bug bin liegt der Mädchenschlafraum mit 36 Betten , Fübrer -
kabine, Trevvonbaus , Aborte , Waschraum, Küche . Derwalterraum :

-um Heck der Burschenfchlafraum mit 40 Betten , Führerkabine ,Aborte und Waschrairm. Alle Jnnenräume sind mit Holz verklei¬
det und farbig lasiert . In allen Räumen ist elektrisches Licht vor¬
handen , das durch einen eigenen Motor erzeugt wird . Das Wasch¬
wasser wird mittels einer Handpumve aus der Elbe gezogen ,
Trinkwasser wird vom Land aus aufgefüllt . Eine große Freifläche
auf Deck bietet Raum zum Spielen , Die gesamte Einrichtung ist
in hochmoderner zweckentsprechender Form ausgeführt .

Die schwimmende Jugendherberge ist in erster Linie den
Wasserwanderern zugedacht , gleichzeitig aber auch für Ferienfahrten
bestimmt. Mit dieser neuartigen Einrichtung bat der Freistaat
Sachsen einem vielfachen Bedürfnis abgebolfen und der wander -
froben Jugend abermals ein vorzügliches Heim zur Verfügung »
stellt, das sicherlich recht schnell viele Freunde bei sich seben tr '

Wochenprogramm - er S . Ä . 1
. Karlsruhe . Dienstag : Nettere Gruppe Punkt 8 Uhr im Jugendheim .

Vortrag über die . Rcicbsverfassung" . Dicienlgen , »velchc im Besitze der
selben sind , werden ersucht , sie mitznbringen . Mittwoch : FunktionSrsitzuno
im Waldheim . Wichtigl Donncrstag : Groß Karlsruhe : Prob « zur Feier ,
stunde in der Turnhalle der SUdcndschule. Die Mirdels , die bisher bei '
Proben scrublicben , werden ersucht , ebenfalls zu erscheinen. Pünktlich sein
Montagabend 8 Uhr , in der Festhalle Probe zur RevolutionSseter . Tresi
punlt % 8 Ubr am Vicrordtbad . Keine Gymnastik. Bibliothekstund« ie
wcils Freitag ? von -48 —8 -̂ Uhr tm Waldheim .

Turlach . Mittwoch : Körperstbungen . Donnerstag : Arbett«g«mcin-
schasl. Montag : Schmuggleriagd .

Grötzingcn . Donnerstag , 18 . Ott . : Politischer Abend (« ozigllsten
gesctz) . Sonntag , 21 . Okt: BcietNgung an der SPD -Yeter.

Bruchsal. Donnerstag , 18. Okt. : Versammlung in der « t»dt Lesehalle Bruchsal. 1 . Politischer Rückblick von Gen . Decker. 2. ArbektSgemein
schast. 3. Gesangprobc . Vollzähliges Erscheinen erbeten .

Rastatt . Donnerstag . 18. Okt. : Sprechchor-Uebung und Liederabend
Montag , 22. Okt . : Körperübungen . Es wird gebeten, daß alle Gen»sstnnenund Genossen Punkt 8 Uhr erscheinen .

Rotenfels . Donnerstag : Fragekastenabend . Freitag : Tbe- terprob --.
für die Hcrbstftier . Näheres wird am Donnerstag bekannt gegebenSonntag : morgen ? pünktlich y Ubr Mustkprobe. Montag : « ymnastlk.
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